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Friedrich Merz tönte vor kurzerZeit mit einer durchschaubaren

Forderungin allen Medien: Asylbewerberlnnensollten sich in

Deutschland nicht politisch gegen ihr Herkunftsland positio-

nieren und engagieren dürfen, da sie so erst einen Grund für

ihre politische Verfolgung schaffen würden. Faktisch bedeutet

dies, das ohnehin schonseit 1993 amputierte Grundrecht auf

Asyl, Art. 16a Grundgesetz (GG), durch die Hintertür gänzlich

aus dem GG zu verbannen, wasja eine uralte Forderung von

CDU/CSUist. Denn nach dieser weiteren Merz’schen Sinnlo-

sigkeit würde es den Asylgrund wegenstaatlicher Verfolgung

gar nicht mehr geben, da ja ein/e Asylbewerberln, die sich

nicht politisch engagiert (da es ihm/ihr verboten wird), wohl

kaum ein/e Dissidentln sein kann?! Auchjede/r Asylbewerbe-

rIn, welche/r in Deutschland erst beginnt, sich gegensein/ihr

Herkunftsland aufzulehnen, da hier zunächst grundsätzlich die

Möglichkeit besteht, sich politisch zu engagieren, wären da-

durch Schranken gesetzt und jeglicher Stammtisch-Diskrimi-

nierung als "Wirtschaftsflüchtling” Tür und Tor geöffnet.

Was Herr Merz und andere bei dieser ganzen Deutschtümelei

schonlange nicht mehr sehen bzw. noch nie gesehen haben,

ist die generelle Diskriminierung von Ausländerinnen durch

die in Deutschland herrschendenGesetze bis hin zum Grund-

gesetz. Letzteres verweigert gerade bei den Grundrechtenfür

politische Betätigung AusländerInnendie ihnen zustehendeju-

stizielle Kontrolle vor dem Bundesverfassungsgericht (BVerfG).

Das Vorhandensein von “Deutschengrundrechten” an sichist

in einer Gesellschaft, die für sich Offenheit und Toleranz rekla-

miert, schon äußerst fragwürdig.

Grundrechte nur für Deutsche
Tragischerweisegibt es selten so viel Gesetzesklarheit wie bei

der Einteilung der Grundrechte in Jedermanns- und Deut-

schengrundrechte. Diese "In-Sich-Diskriminierung”bietet vor

allem für konservative und nazistische JuristInnen schonin-

sofern eine Grundlage für die Behauptung, daß die Grund-

rechte für AusländerInnen generell keine Gültigkeit haben, als

angeblich "sporadisch explizit” darauf hingewiesen wird, daß

diese Verfassung nur für das deutscheVolk gilt. Dies wird je-

doch durch die Abkehr von jeglichem nationalem Kollektivis-

mus nach den grauenhaften Verbrechen des Nationalsozia-

lismusbereits in Art. 1 Abs. 1 GG hinreichend widerlegt.! Mit

dem Satz "Die Würde des Menschenist unantastbar” wird der

antifaschistische Gehalt des Grundgesetzeseingeleitet. Die

Mütter und Väter des GG wollten deutlich machen, daß der

Nazi-Doktrin, der Einzelne sei nichts und nur die nationale

Volksgemeinschaft alles, eine klare Absageerteilt wird. Trotz-

dem konnten sich die Mütter und Väter des Grundgesetzes

offenbar nicht dazu durchringen, Demokratie von der Nation

zu trennen, also politische Mitbestimmung und Willensbil-

dungfür alle auf deutschem Territorium lebenden Menschen

explizit verfassungsrechtlich zu verankern. Konkret bedeutet
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dies für folgende Normen des GG: Art. 8 Abs. 1 (Versamm-

lungsfreiheit); 9 Abs. 1 (Vereinigungsfreiheit); 11 Abs. 1 (Frei-

zügigkeit); 12 Abs. 1 (Berufsfreiheit); 16 Abs. 2 (Ausliefe-

rungsverbot); 20 Abs. 4 (Widerstandsrecht) und 33 Abs. 1

und 2 (Beamtenzugang) GG; keine Geltung für AusländerIn-

nen. Dabei blieb menschstark hinter den ersten Verfassun-

gen der Bundesländer zurück, welche kaum noch Uhnter-

scheidungen innerhalb der verankerten Rechte zwischen

Nichtdeutschen und Deutschen kannten! So z.B. die Verfas-

sungen von Bayern und Bremen: Es gibt keine Unterschei-

dung zwischen Jedermanns- und Deutschengrundrechten

bei der Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit, bei der Frei-

zügigkeit, der Ausbildungsfreiheit und auch beim Wider-

standsrecht(letzteres nur in der Bremer Verfassung).? Auch

die Berliner Verfassung kennt diese diskriminierende Diffe-

renzierung von Menschennicht. Auch JuristiInnen habensich

der hier dargestellten Problematik angenommen und ver-

schiedenPosition bezogen, einige sogarsehrkritisch, jedoch

mit zumeist sehr unzureichenden Lösungsvorschlägen.

Begründungfür den status quo
Ein Teil der heutigen Lehre begründetdie Differenzierung der

Grundrechte in personeller Hinsicht wegen der sogenannten

"Volkssouveränität" 3insbesonderein Bezug auf die Forderung

eines Ausländerwahlrechts, welches vom BVerfG aufgrund

von Art. 20 Abs. 2 GG für verfassungswidrig erklärt wurde.*

Ausgehendvon einem deutschen Staat und dem Deutschen-

begriff des Art. 116 GG wird erklärt, daß schon aus demokra-

tietheoretischen Überlegungen (Demokratie = Volksherr-

schaft) eben nur das deutscheVolk legitimiert sei, auf Parla-

mente Einfluß zu nehmen und dementsprechend auch an der

Meinungs- und Bewußtseinsbildung via Versammlungen, Ver-

eine etc. teilzunehmen. Dem sollen die auf höchstgesetzlicher

Ebene bezeichneten Differenzierungen Rechnungtragen.

Von vornherein wird also das Recht auf politische Mitbesti-

mmung von der Nationalität abhängig gemacht. Die Argu-

mentationist jedoch nicht nachvollziehbar. Es ist schon un-

verständlich, warum jemand ohne deutsche Staatsbürger-

schaft, wenn er/sie hier ihren Lebensmittelpunkt gestaltet, in

Deutschland nicht wählen darf. Ihm bzw.ihr die in der Ver-

fassung verankerten Rechte auf Versammlungs-, Vereini-

gungs- und weitere Freiheiten bzw. Rechte im Hinblick aufih-

re Einklagbarkeit beim BVerfG zu verwehren,ist allerdings
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noch weit unverständlicher. Nur eine durch Zufall bestimmte

Tatsache, die Zugehörigkeit zu einer historisch gewachsenen

Institution, ist jedenfalls als Argument für eine Beschränkung

von Freiheiten und Rechten abzulehnen. Gerade im Hinblick

auf die Tatsache, daß die BRD mittlerweile parteiübergreifend

als Einwanderungsland qualifiziert wird, sollte überdacht wer-

den, ob einfache Gesetze wie $ 1 Versammlungsgesetz

(VersG), welcher die Versammlungsfreiheit wiederum jeder-

mann/jederfrau zugesteht, den Weg in die Verfassung finden.

Die “Unbefriedigten”
Ein weiterer Teil der Lehre ist “unbefriedigt” 5 über den Aus-

schluß der AusländerInnen voneinigen Freiheitsrechten und

versucht, mit verqueren Rechtskonstrukten eine Lösung zu

finden, statt das Problem am Schopf zu packen und eine weit-

gehende Forderung zu formulieren.

Teilweise wird vertreten (und vom BVerfG abgelehnt 6), im Hin-

blick auf Art. 1 Abs. 1 und Art. 19 Abs. 2 GG seiin jedem Deut-

schengrundrecht der Menschenwürdekern auch auf Auslän-

der anwendbar.’ Dies hilft dem/der Türkln, die/der in Deutsch-

land für die Freiheit der politischen Gefangenenin der Türkei

eine Demonstration anmeldet, einem staatlichen rechtswidri-

genEingriff zum Opferfällt und sich vor das BVerfG klagt, je-

dochnicht weiter! Mit einem Trostpflaster versuchendie Ver-

treterInnen derdargestellten Meinung jedoch auchdiese Pro-

blematik zu lösen und bieten gemeinsam mit dem BVerfG Art.

2 Abs. 1 GG als Auffanggrundrechtan, falls speziellere Frei-

heitsrechte dem Wortlaut nach nur Deutschenzustehen.8 Ei-

nige aus dem besonders weit rechten Spektrum stammende

JuristInnen sind der Meinung,daß selbst diese juristische Aus-

legung unserer Verfassung verfehlt ist, denn wenndie Mütter

und Väter des Grundgesetzes nicht wollten, daß AusländerlIn-

nen ein Grundrecht auf Versammlungsfreiheit etc. zusteht,

dann darf mensch ihnendies auch nicht durch die Hintertür

verschaffen. Damit würde mensch “Jeder Deutsche” durch

“Jedermann” ersetzen. Unabhängig von dieser “Sorge” um

die Aushöhlung der Deutschengrundrechte ist aber auch die

“Art. 2 Abs. 1 GG Variante” nicht ausreichend, um Auslände-

rinnen umfassenden Grundrechtsschutz zu bieten, da die

Schrankendesallgemeinen Persönlichkeitsrechts wesentlich

niedriger angelegt sind, als die der entsprechenden, speziel-

leren und nur Deutschen zustehendenFreiheitsrechte.'!O

Die rebellierenden Doktoranden
An diesen Mißstand knüpfen einige rebellierende Doktoran-

den an, zumindest bei der Versammlungs- und Vereini-

gunggsfreiheit. Letztere nur als Grundrechtefür Deutschefest-

zuschreiben widerspreche dem Gleichheitsgrundsatz des

Art.3 Abs. 1 GG.!! Zu Recht verweisendie Vertreterlnnendie-

ser Auffassung auf das Fehlen eines sachlichen Differenzie-

rungsgrundesbeieiner Ungleichbehandlung von Menschen

bei Grundrechten. Dadurchseiendie Art. 8, 9 GG willkürliche

Durchbrechungendesallgemeinen Gleichheitssatzes.!2 Zu-

dem widersprecheeine solche Differenzierung der elemen-

taren antivölkischen Verfassungsentscheidungin Art. 1 Abs.

1 GG.'3 Im Vergleich zu denbereits erläuterten vertretenen

Auffassungen wirkt diese ja schon äußerstfortschrittlich.

Schaut mensch jedoch genauerhin, so gehen die Vertrete-

rInneneinen Schritt vor und einen halben wieder zurück. Der

Gesetzgeber könne nämlich, um die ganze Misere zu besei-

tigen, durch eine menschenrechtliche Ausgestaltung der

Grundrechte auf der verfassungsrechtlichen Ebene die Indi-

vidualinteressen der Ausländer in den Vordergrund rücken

und denstaatlichen Notwendigkeiten auf der einfachen Ge-

setzesebene durch Erlaß einschränkender Ausführungsnor-
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men, [...], Rechnung tragen”.'* Denn so könne man vermei-

den, "staatlich berechtigte Belange preiszugeben”.'5 In con-

creto heißt der so ebenerläuterte Vorschlag: Grundrechtefür

alle, so langestaatliche Belange, wobeiirgendwie alles Mög-

liche von staatlichem Belang sein kann, dem nicht entgegen-

stehen. Ein Lippenbekenntnis auf verfassungsrechtlicher

Ebene,eine einschränkende und wiederum diskriminieren-

de Regelung auf einfach-gesetzlichem Terrain. Noch deutli-

cherwird alles bei EntdeckenderIntention derVertreterinnen.

“Moderner Fremdenverkehr” und "Massenbeschäftigung

ausländischer Arbeitnehmer” '6 werden als Begründung für

ihre Positionen aufgeführt, mithin also die ökonomische Ver-

wertung des Menschen, nicht primär die Gewährleistung ele-

mentarer Menschenrechte.

Menschenrechtefüralle!
Die gesamte Diskussionin einem Teil der "juristischen Szene”

zielt offenbar weniger auf den Menschenals Menschen,son-

dern orientiert sich eher an nationalistischen, dogmatischen

oder ökonomischenKriterien.

Deutschengrundrechte haben aufgrund vonArt. 1 Abs. 1 und

3 Abs. 1 GG keine Legitimation. Es ist nicht einzusehen, war-

um hier Lebenden elementare Menschenrechte verfassungs-

rechtlich verweigert werden.Vor allem aus gesellschaftspoli-

tischen Motiven sollte der Differenzierung zwischen Men-

schen ihrer Nationalität wegen bei den Grundrechten kein

Raum mehr gelassen werden. Eine Änderung der entspre-

chenden Verfassungsnormen (und natürlich auch auf ein-

fachgesetzlicher Ebene) würde auch ein deutliches Signal

setzen, um Diskriminierungen und Xenophobie, welchebis in

die bürgerliche Mitte existieren, entgegenzuwirken und hier

lebenden Menschen einen jedem zustehenden (verfas-

sungs)rechtlichen Schutz zu gewährleisten. Statt Neonazis

durch sinnlose Nationalstolzdebatten, diskriminierende Asyl-

gesetzgebung und brutale Abschiebungen aufzumuntern, ist

es notwendig, aufzuzeigen, daß jegliche Differenzierung zwi-

schen Menschen, rechtlich oder anderweitig, illegitim ist.
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